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I. Perſoualien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, den Navigationslehrer William 
Mohring in Flensburg zum Navigations- 
ſchuldirektor mit dem Range der Räte IV. Klaſſe 
und der Befugnis zum Tragen der Uniform 
der Regierungsräte zu ernennen. 


Den Navigationsſchuldirektor Mohrung 
ijt die etatmäßige Stelle des Navigations⸗ 
ſchuldirektors für die Provinzen Oſtpreußen, 
Weſtpreußen und Pommern mit dem Amts⸗ 
ſitz in Danzig übertragen worden. 


Die Navigationsvorſchullehrer Janſſen 
in Geeſtemünde und Richter in Altona ſind 
unter Verſetzung nach Flensburg zu Navi⸗ 
gationslehrern ernannt worden. 

Dem Navigationslehrer Coldewey in 
Zingſt iſt die Vorſchullehrerſtelle an der 
Navigationsſchule in Geeſtemünde übertragen 
worden. 


. . ———t-— . ‚ — 


Zu Navigationsvorſchullehrern ſind er⸗ 
nannt worden: 


der Navigationsſchulaſpirant Tams in 
Altona unter Beilegung des Titels 
„Napigationslehrer“, 


der Navigationsſchulaſpirant Wurmb in 
Danzig unter Beilegung des Titels 
„Navigationslehrer“ und Verſetzung nach 
Zingſt. 


Die Gewerbereferendare Hellmich aus 
Berlin, Dr.⸗Ing. Nugel aus Berlin und 
Brinkmann aus Neiße ſind nach beſtandener 
Prüfung zu Gewerbeaſſeſſoren ernaunt worden. 


Der Regierungsrat Liſtemann in Merſe⸗ 
burg iſt zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 
Merſeburg ernannt worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Ausſchreibnugen von Lieferungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 29. Februar 1912. 
Die nachſtehend abgedruckte Verfügung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 25. Januar d. J., betreffend die Veröffentlichung von Bekanntmachungen in den Fach⸗ 
zeitſchriften, iſt auch für den Geſchäftsbereich meines Miniſteriums zu beachten. 


In Vertretung. 
IIa. 748. I. 1521. Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
Verlin, den 25. Farmar 1912. 

Zur Erzielung preiswerter Angebote erſcheint es zweckmäßig, Bekanntmachungen, die 
lediglich für einzelne Kreiſe der Induſtrie und des Gewerbeſtandes von Intereſſe ſind, wie 
3. B. Ausſchreibungen von Segeltuch, Gardinenſtoff, Wollwatte, Hammerſtielen, Seife, in 
den Fachzeitſchriften der betreffenden Gewerbezweige zu veröffentlichen (Abſchnitt VII der 
allg. Verf. 3 und §§ 196, 197 der Dienſtanweiſung für die Ortsbaubeamten der Staats⸗ 
hochbauverwaltung). Da die ausſchreibenden Behörden und Dienſtſtellen nicht immer 
ohne weiteres in der Lage ſein werden, feſtzuſtellen, in welcher Fachzeitung die Veröffent⸗ 
lichungen vorausſichtlich die größte Wirkung haben werden, hat ſich der Verband der Fach⸗ 
preſſe Deutſchlands in Berlin S. 42, Oranienſtraße 141, bereit erklärt, auf Wunſch in jedem 
Einzelfalle die beſtgeeignet erſcheinenden Blätter in Vorſchlag zu bringen und gegebenenfalls 
auch eine Zuſammenſtellung der betreffenden Adreſſen zu liefern. In geeigneten Fällen 
wird hiervon Gebrauch zu machen ſein. 

Die Beſtimmung über die Benutzung des Zentralblatts der Bauverwaltung für die 
Veröffentlichung behördlicher Anzeigen bleibt hierdurch unberührt. 5 


In Vertretung. 
III. 2524 C. VD 2773 %/ö1. gez. v. Coels. 


An die Herren Oberpräſidenten uſw. 


Betr. vom Staate verwaltete Stiftungen und Fours mit eigener Vermögensverwaltung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 11. März 1912. 

Aus den mir ſeinerzeit im Bureauwege zugegangenen Überſichten über die der all⸗ 
einigen Verfügung des Staates unterliegenden Stiftungen und Fonds mit eigener Vermögens- 
verwaltung geht hervor, daß nur bei einer kleineren Anzahl Fonds das geſamte Vermögen 
in Reichs- und Staatsanleihen angelegt iſt. 

Dieſes für das Staatsintere|fe wenig befriedigende Ergebnis gibt mir Beranlaſſung, 
Sie zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen, daß in Zukunft bei der zinsbaren Anlegung 
verfügbarer Gelder der fraglichen Fonds mehr Staatspapiere als bisher angeſchafft werden. 
Die Aufgaben der fraglichen Fonds werden durch eine Vermögensanlage in Staats- 
papieren nicht behindert. 

Ich betone ausdrücklich, daß es ſich ſelbſtverſtändlich nicht darum handeln kann, Teile 
der jetzigen Vermögensbeſtände ohne ſonſtige Veranlaſſung zu veräußern, um dafür Staats⸗ 
papiere anzukaufen. Ebenſowenig kommt in Frage, die Anlegung des Vermögens in 
Liegenſchaften da, wo ſie aus ſonſtigen Gründen geboten iſt, einzuſchränken. Werden aber 


’ 


Hypotheken gekündigt oder Wertpapiere ausgeloſt oder ſind Überſchüſſe zinsbar anzulegen, 
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fo werden vorzugsweiſe Staatspapiere anzuſchaffen ſein. Dabei iſt die Eintragung in das 
Reichs⸗ oder Staatsſchuldbuch wegen der damit verbundenen Vereinfachung der Verwaltungs⸗ 
geſchäfte ſowohl bei den Fonds wie bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden beſonders 


u empfehlen. 
3 pfeh In Vertretung. 


IIa. 368. Schreiber. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und zur Nachachtung an die übrigen Herren 
Regierungspräſidenten ſowie den Herrn Polizeipräſidenten und die Königliche Miniſterial-, 
Militär⸗ und Baukommiſſion hier. 


III. Handelsangelegenheiten. 


ig Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Statiſtik des Verkehrs und der Waſſerſtände auf den deutſchen Biunenwaſſerſtraßen. 
Berlin, den 1. März 1912. 

Die Beſtimmungen des Bundesrats vom 25. Juni 1908, betreffend die Statiſtik des 
Verkehrs und der Waſſerſtände auf den deutſchen Binnenwaſſerſtraßen, ſind bisher in 
Preußen — im Gegenſatz zu allen anderen Bundesſtaaten — nur mangelhaft durchgeführt 
worden. Infolgedeſſen weiſen die bisherigen ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen, ſoweit ſie den 
Verkehr auf preußiſchen Waſſerſtraßen betreffen, erhebliche Lücken und Fehler auf. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es dringend geboten, mit allem Nachdruck auf die einwandfreie 
Durchführung der Bundesratsbeſtimmungen hinzuwirken. 

Bisher haben ſich dieſer Durchführung nach zwei Richtungen hin Schwierigkeiten ent⸗ 
gegengeſtellt. Erſteus iſt auf einzelnen Waſſerſtraßen die Beſchaffung des Stafitifchen Ur 
materials bei der Schifferbevölkerung auf mehr oder minder großen Widerſtand geſtoßen. 
Sodann haben die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen an den kommunalen Hafenplätzen, Löſch⸗ und 
Umſchlagſtellen die ihnen nach den bisherigen Dienſtvorſchriften obliegenden Arbeiten, ins⸗ 
beſondere die kommunalen Anmeldeſtellen der wichtigeren Häfen die Aufarbeitung des Ur⸗ 
materials (88 12 bis 15 jener Dienſtvorſchriften), nicht einwandfrei erledigt. 

Die Schwierigkeiten hinſichtlich der Beſchaffung des Urmaterials — der Ausfüllung 
der Zählkarten und der dieſen gleichgeſtellten Anmeldepapiere — ſind anfänglich auch in 
den anderen Bundesſtaaten entſtanden, aber durch ausreichende Rücksichtnahme auf die 
Wünſche der Anmeldepflichtigen leicht überwunden worden. Ein grundſätzlich paſſiver Wider 
ftaud, wie er in Preußen 3. B. in der Provinz Sachſen an der Elbe zutage getreten iſt, 
hat ſich in den anderen Bundesſtaaten nirgends geltend gemacht, bezeichnenderweiſe auch 
nicht im Elbgebiete des Königreichs Sachſen. Es muß daher erwartet werden, daß ſich 
auch in Preußen die Schifferbevölkerung an die Statiſtik gewöhnen wird, ſofern ſie nur von 
den zuſtändigen Dienſtſtellen regelmäßig zur Ablieferung der Zählkarten angehalten und bei 
der Ausfüllung dieſer Papiere bereitwillig in der vorgeſchriebenen Weiſe unterſtützt wird, 
und ſofern auch die gewerblichen Vertretungen, die an der Durchführung der Binnenſchiff⸗ 
fahrtsſtatiſtik hervorragend intereſſiert ſind, insbeſondere die Handelskammern, darauf Be⸗ 
dacht nehmen, die beteiligten Schiffahrtskreiſe nötigenfalls entſprechend zu beeinfluſſen. 

In der Hauptfache find aber die in Preußen bei der Durchführung ber Binnenſchiff⸗ 
fahrtsſtatiſtik hervorgetretenen Mängel auf die bisherige Regelung der Aufarbeitung des 
Urmaterials (58 10 und 11 der Bundesratsbeſtimmungen) zurückzuführen. Während dieſe 
Aufarbeitung in allen anderen Bundesſtaaten durch eine Zentralſtelle vorgenommen wird, 
liegt fie in Preußen nach §§ 12 bis 19 der bisherigen Dienſtvorſchriften für die minder 
wichtigen Häfen uſw. den Königlichen Strombauverwaltungen oder Regierungspräſidenten, 
für die wichtigeren Häfen den Anmeldeſtellen dieſer Häfen ob. Die Aufarbeitung er⸗ 
mangelt infolge dieſer Beteiligung zahlreicher Dienfiftellen der Einheitlichkeit und be⸗ 
anſprucht einen un verhältnismäßig großen Aufwand an Arbeitskräften und Koſten. 
Der Widerſpruch, dem dieſe Regelung der Aufarbeitung bei vielen kommunalen An⸗ 
meldeſtellen begegnet iſt, ijt daher nicht unbegründet; Angeſichts der günfligen Cr 
fahrungen, die in den übrigen Bundesſtaaten mit der zentralen Aufarbeitung ge 
macht ſind, erſcheint es unter dieſen Umſtänden angezeigt, auch in Preußen das geſamte 
Urmaterial einheitlich an einer zentralen Anmeldeſtelle aufarbeiten zu laſſen. Im Einver⸗ 
nehmen mit dem Herrn Reichskanzler haben wir deshalb beſchloſſen, für Preußen vom 
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1. April d. Is. ab die nach den oben bezeichneten Bundesratsbeſtimmungen den Bundes⸗ 
ſtaaten obliegende Aufſtellung der vierteljährlichen Nachweiſungen und Überſichten über den 
Verkehr an den Hafenplätzen, Löſch⸗ und Umſchlagſtellen und an den wichtigeren Schleuſen 
ſowie über den Ausgangsverkehr an der Grenze nicht mehr durch die beteiligten Provinzial⸗ 
und Lokalbehörden ausführen zu laſſen, ſondern dieſe Aufarbeitung des Urmaterials dem 
Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zu übertragen und dementſprechend die Dienſtvor— 
ſchriften vom 24. Dezember 1908 durch neue Dienſtvorſchriften zu erſetzen. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen — abgeſehen von den Grenzzollſtellen — werden als⸗ 
dann lediglich die Zählkarten und ſonſtige Anmeldepapiere zu ſammeln oder ſelbſt auszu⸗ 
füllen, allmonatlich mit fortlaufenden Ordnungszahlen zu verſehen und weiter zu ſenden 
haben. Seitens der Anmeldeſtellen für die wichtigeren Hafenplätze uſw. und für die 
wichtigeren Schleuſen erfolgt die Weiterſendung unmittelbar an das Kaiſerliche Statiſtiſche 
Amt. Seitens der Anmeldeſtellen für die minder wichtigen Hafenplätze uſw. und für die 
Ausladungen am freien Ufer außerhalb der Häfen und Löſchſtellen erfolgt die Weiterſendung 
an die Strombauverwaltungen, oder wo ſolche nicht beſtehen, an die Regierungspräſidenten. 
Die Strombauverwaltungen und Regierungspräſidenten haben den Eingang dieſes Urmaterials 
zu überwachen und es an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt weiterzuſenden. 

Angeſichts der erheblichen Entlaſtung, welche die Anmeldeſtellen durch dieſe Regelung 
erfahren, muß erwartet werden, daß dieſe Dienſtſtellen die ihnen verbleibenden Arbeiten — 
d. h. lediglich das Einſammeln oder Ausfüllen und Weiterſenden der Zählkarten uſw. — 
in Zukunft ſorgfältig erledigen. 

Eure Exzellenz erſuchen wir ergebenſt, die nachgeordneten Behörden und die ſtatiſtiſchen 
Anmeldeſtellen rechtzeitig mit den erforderlichen Weiſungen zu verſehen. 

Den Strombauverwaltungen und, wo ſolche nicht beſtehen, den Regierungspräſidenten 
bleibt es anheimgeſtellt, für einzelne wichtigere Schleuſen, ſoweit dies zweckmäßig er⸗ 
ſcheint, in Ergänzung des § 8 der neuen Dienſtvorſchriften anzuordnen, daß die Überſendung 
des geſammelten Urmaterials von ſeiten der ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen nicht unmittelbar 
an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt, ſondern durch Vermittelung des zuſtändigen Waſſerbau⸗ 
amts zu erfolgen hat. Dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte würde von ſolchen Anordnungen 
Mitteilung zu machen ſein. 

Die Drucklegung der neuen Dienſtvorſchriften iſt der Reichsdruckerei übertragen 
worden. Es iſt erwünſcht, daß die Verſendung der Exemplare wie im Jahre 1908 un- 
mittelbar durch die Reichsdruckerei an die einzelnen Dienſtſtellen erfolgt. Eure Exzellenz 
wollen daher gefälligſt — entſprechend dem Erlaß des mitunterzeichneten Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten vom 21. Dezember 1908 (III A 6. 600 C0) — der Reichsdruckerei ein 
Verzeichnis dieſer Dienſtſtellen unter Angabe der an jede Stelle zu ſendenden Stückzahl 
umgehend zugehen laſſen. Die Reichsdruckerei iſt entſprechend verſtändigt worden. 


Der Miniſter für Der Miniſter der Der Miniſter des Der Finanzminiſter. 


öffentlichen Arbeiten. Innern. 
Handel und Gewerbe. 8 rit Setetie x 7 
Dr. Sydow. Pr. Frhr. v. Coels. Holtz. ee. 


IIa. 586 M. f. H. — III A. 6. 80 C. M. d. ö. A. — Ib, 8290 M. d. J. — I. 8167. III. 8666 F. M. 
An die Herren Oberpräſidenten. 
Betr. Prüfungstermine für Seeſteuerleute und Schiffer auf großer Fahrt. 


Überſicht über die im zweiten Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden 
Termine für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: | Schiffer auf großer Fahrt: 
an Stellung I er pee Stettin-Grabow . . . 10. April, 
line f°. 17, Min Altona . 2 
leis burg 29 eee, | „ > lw! Cw, WM 
Pig. el oe un, F ne 
eee 1920: Wu, = Seellemünde 9 See, 
„ A 26. Altona FE Bae: 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. 
Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 
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Betr. Prüfungstermine für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und Schiffsingenienre. 
Überſicht über die im zweiten Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden 
Seedampfſchiffs-Maſchiniſtenprüfungen ſowie Vor und Hauptprüfungen zum 

Schiffsingenieur. 
Termine für die Prüfungen 
zum Seemaſchiniſten 


IV. Klaſſe: in Slensburg . . . 20. Mai, 
In Königsberg. 25. April, J 
e dee II. Klaſſe: 

„ Flensbu . . u 0. 20.2, in Danzig . . Mai, 
„ Geeſtemünde ZD ey een 20. 
III. Klaſſe: I. Klaſſe: 
in Königsberg . . . . 25. April, i Denz nf, et Mar 
„ Dai ggg en Mini, = Flendbug ee; 


zum Schiffsingenieur: 
Vorprüfung und Hauptprüfung finden nicht ſtatt. 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. Meldungen zu einer Prüfung 
ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungskommiſſion zu richten. 


Betr. Schiffahrt in ruſſiſchen Gewäſſern. 

Von dem Kaiſerlich Ruſſiſchen Marineminiſter ſind in Nr. 204 der „Vorſchriften und 
Verfügungen der Meier vom 28. Oktober 1911 veröffentlicht worden: Regeln zum 
Einlaufen von Schiffen in Gewäſſer, wo Kaiſerliche Jachten liegen, und Regeln darüber, 
wie Schiffe den Kaiſerlichen Yachten ausweichen ſollen. 


2. Eichweſen. 
Betr. gemeinſchaftliche nicht öffentliche Eichſtellen. 
Der Miniſter für | werbe. 
r Miniſter für Handel und Gew Berlin, den 2. März 1919, 

Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß ſich die einzelnen Branntweinbrenner der 
Gemeinde L. für die Einrichtung einer gemeinſchaftlichen nicht öffentlichen Eichſtelle für 
Fäſſer zu einer Vereinigung (Verein, Genoſſenſchaft, Geſellſchaft) zuſammenſchließen, und 
daß dieſe Vereinigung die Anträge auf Vornahme der Faßeichungen außerhalb der Amts⸗ 
ſtelle (Eichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911 § LI Nr. 5) ſtellt. Dagegen ijt es 
nicht zuläſſig, daß die politiſche Gemeinde ſelbſt als Vertreter der Intereſſenten auftritt, 
da ſonſt die Eichſtelle den Charakter einer öffentlichen Abfertigungsſtelle erhalten würde. 

Im Auftrage. 
IIa. 768. gez. Luſensky. 


An den Herrn Eichungsinſpektor in N. 


— —— 


Betr. Eichungen außerhalb der Amtsſtelle. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 12. März 1912. 
Unter Bezugnahme auf § 1 Abſchnitt I Nr. 5 der Eichgebührenordnung vom 18. De⸗ 
zember 1911 beſtimme ich, daß mit einem Antrage auf Neueichung oder Prüfung ohne 
Stempelung außerhalb der Amtsſtelle mehrere Gegenſtände nur an einer und derſelben 
Betriebsſtätte vorgelegt werden dürfen. Sollen Gegenſtände an verſchiedenen räumlich 
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nicht zuſammenliegenden Betriebsſtätten vorgelegt werden, fo find mehrere getrennte 
Anträge erforderlich, für welche die Gebührenberechnung geſondert zu erfolgen hat. 


Das Gleiche gilt für die Nacheichung. 
Im Auftrage. 
IIa. 942. gez. Luſensky. 


An den Herrn Eichungsinſpektor in N. und zur Nachachtung an die übrigen Herren 
Eichungsinſpektoren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Beeidigung und öffeutliche Anftellung von Gewerbetreibenden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 5. März 1912. 

Auf die Beſchwerde vom 17. November v. Is. über die Handelskammer Berlin er- 
öffne ich Ihnen folgendes: 

Wenn in Preßnotizen die auch in Ihrer Eingabe vertretene Auffaſſung ausgeſprochen 
wurde, daß die von den Handelskammern öffentlich angeſtellten und vereidigten Gewerbe⸗ 
treibenden nicht zu denjenigen Sachverſtändigen zu rechnen ſeien, welche nach § 404 Abſ. 2 
der Zivilprozeßordnung und § 73 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung bei der Auswahl in 
erſter Linie in Betracht kommen ſollen, ſo lag es im Rahmen der Aufgabe der Handels⸗ 
kammer als Aufſichtsorgan der von ihr vereidigten ſachverſtändigen Gewerbetreibenden, 
dieſen irrigen Darlegungen öffentlich entgegenzutreten. Die von den Handelskammern ge- 
mäß $ 42 des Geſetzes über die Handelskammern in Verbindung mit $ 36 der Gewerbe⸗ 
ordnung beeidigten Gewerbetreibenden gehören zu den „öffentlich beſtellten Sachverſtändigen“, 
welche nach den gedachten Geſetzesbeſtimmungen vorzugsweiſe ſeitens der Gerichte heran⸗ 
gezogen werden ſollen. Das iſt auch in der Allgemeinen Verfügung des Herrn Juſtiz— 
miniſters vom 18. Juli 1907 (HMBl. S. 286, IMBl. S. 478) dadurch anerkannt 
worden, daß in der bei den Gerichten geführten Liſte der Sachverſtändigen eine beſondere 
Kennzeichnung der von den Handelsvertretungen beeidigten Gewerbetreibenden vorgeſchrieben 
iſt, um die Anwendung der gedachten Vorſchriften zu erleichtern. Die Schlüſſe gehen fehl, 
die der Verband Deutſcher Gutachterkammern daraus herleitet, daß die Zivil- und Straf- 
prozeßordnung den öffentlich beſtellten Sachverſtändigen jene Sonderſtellung einräumt, 
während § 36 der Gewerbeordnung bzw. § 42 des Handelskammergeſetzes den Handelsver⸗ 
tretungen die Befugnis zuſpricht, Gewerbetreibende der mehrgedachten Art anzuſtellen. 

Auch das weitere Verhalten der Berliner Handelskammer gibt mir keinen Anlaß zu 
einer Beanſtandung. Der Einſpruch, den die Handelskammer gegen die Bezeichnung der 
Vereine als „Gutachterkammer“ erhoben hat, findet in der Erwägung ſeine Rechtfertigung, 
daß die Anwendung dieſer Bezeichnung für rein private Vereinigungen zu irrtümlichen 
Auffaſſungen über deren Bedeutung Anlaß geben kann. Denn der Name „Kammer“ iſt 
der in der Geſetzesſprache übliche Ausdruck einerſeits für richterliche Kollegien (Zivil, 
Strafkammern) und andrerſeits für öffentlich-rechtliche Intereſſen⸗ und Standes vertretungen 
(Handels-, Landwirtſchafts⸗, Handwerkskammern, Arzte, Anwaltskammern uſw.), immer aber 
für Organe, die auf beſonderen Rechtsvorſchriften beruhen. Infolge dieſes Sprachgebrauchs iſt 
nicht in Abrede zu ſtellen, daß die Bezeichnung Gutachterkammer, wenn auch rechtlich nicht 
unzuläſſig, doch geeignet, bei der Bevölkerung irrige Vorſtellungen zu erwecken und deshalb 
bedenklich iſt. 

Wenn ſich die Handelskammer als „allein befugte Inſtanz“ zur Erfüllung der Auf⸗ 
ſicht über die von ihr angeſtellten Gewerbetreibenden bezeichnet, ſo entſpricht das der 
Rechtslage. Offentlich rechtliche Befugniſſe dieſer Art hat nur die Handelskammer. 

Auch den Hinweis der Handelskammer auf die Gefahren einer Ringbildung vermag 
ich nicht zu mißbilligen. Ich will zwar gern von der Erklärung des Verbandes Kenntnis 
nehmen, daß er entjchloffen fet, bei Vermiktelung der Benennung von Sachverſtändigen nicht 
allein ſeine Mitglieder in Rückſicht zu ziehen, und auch anerkennen, daß der Verband bei 
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ſeiner bisherigen Tätigkeit dementſprechend verfahren iſt. Die Möglichkeit einer Ringbildung 
iſt trotzdem nicht in Abrede zu ſtellen und nur auf dieſe hat die Handelskammer hingewieſen. 

Hiernach kann ich Ihrer Beſchwerde gegen die Handelskammer keine Folge geben. 
Zugleich kann ich aber nicht umhin, den von dem Verband erhobenen Vorwurf, die Handels⸗ 
kammer habe ihre Angriffe und Verdächtigungen gegen den Verband durch unwahre und 
die Offentlichkeit irreführende Behauptungen begründet, als grundlos zurückzuweiſen. 


An den Verband Deutſcher Gutachterkammern (E. V.) in Berlin-Friedenau. 


Abdruck zur Kenntnis. 

Ich erſuche, mir Bericht zu erſtatten, ſofern die Anwendbarkeit der gedachten pro- 
zeſſualen Beſtimmungen auf die von Ihnen vereidigten Gewerbetreibenden ſeitens der Ge— 
richte in Zweifel gezogen werden ſollte. 


IIa. 8422/11. Dr. Sydow. 


An die Handelsvertretungen (mit Ausnahme der Handelskammer in Berlin). 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Einrichtung und Betrieb von Dampffäſſern. Bauvorſchriften für Dampfkeſſel. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Sele e 
Eine Keſſelſchmiede hat beantragt, daß für auszumauernde Zelluloſekocher, deren 
Bleche eine Breit als 41 kg/qmm befigen, abweichend von der Vorſchrift im 
Abſchnitt III Ziffer 4 der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel vom 17. Dezember 1908 
(RG Bl. 1909 S. 16ff.), von der Verwendung der Innenlaſchen an den Längsnähten ab⸗ 
geſehen werden dürfe, da ſich die Innenlaſchen für eine dichte Ausmauerung als außer- 
ordentlich ſtörend erwieſen und die Haltbarkeit der Kocher weſentlich davon abhänge, daß 
die Innenverkleidung keine Mängel aufweiſe. Der Verein Deutſcher Zellſtoff⸗Fabrikanten 
hat dieſes Geſuch dringend unterſtützt. Die gleiche Schwierigkeit liegt bei allen Dampf⸗ 
fäſſern vor, die mit Rückſicht auf chemiſche Einwirkungen der darin verarbeiteten Maſſen 
Innenverkleidung, ſei es, daß dieſe aus Mauerwerk, Verbleiung, eingeſetzten emaillierten 
Mänteln oder dergl. beſteht, erhalten ſollen. Ebenſo ſind Fälle bekannt, in denen die Ver⸗ 
wendung von Rührwerken im Junern der Dampffäſſer wegen der hervortretenden Laſchen 
auf Schwierigkeiten ſtößt. Da die erforderliche Sicherheit der erwähnten Druckgefäße bei 
entſprechender Wahl der Blechſtärken und Nietung auch ohne Innenlaſche erzielt werden 
kann und die Gründe, welche bei Dampfkeſſeln weſentlich für die Forderung von Doppel: 
laſchen bei Blechen höherer Feſtigkeit maßgebend waren, für Dampffäſſer nicht im gleichen 
Umfange vorliegen, ſo genehmige ich im Anſchluß an den Erlaß vom 23. Mai v. Is. 
(SM Bl. S. 182 ff.), daß die unter Ziffer 12 daſelbſt bekanntgegebene Ausnahme künftig 
wie folgt ausgedehnt wird: 

„Von der Innenlaſche kann abgeſehen werden bet ſolchen Dampffäſſern, welche Innen⸗ 
verkleidung erhalten ſollen oder bei welchen die Verwendung von Rührwerken im Innern 
wegen der hervortretenden Laſchen auf Schwierigkeiten ſtößt. , 

Von der Ausführung maſchineller Nietung (uſw. wie bisher). 

Selbſtverſtändlich ift der Sicherheitskoeffizient entſprechend zu wählen. 

Bei dieſer Gelegenheit bemerke ich zur Behebung geäußerter Zweifel, daß die Vor⸗ 
ſchrift im Abſchnitt IL Ziffer 2 der Bauvorſchriften für Land⸗ und Schiffskeſſel nicht etwa 
dahin auszulegen iſt, daß für jede Laſche ein Materialnachweis beigebracht werden muß. 
Werden die Laſchen aus Blechtafeln geſchnitten, ſo genügt vielmehr die Prüfung der 
letzteren in dem dafür vorgeſchriebenen Umfange. Dagegen muß die Zugehörigkeit der 
Laſchen zu den geprüften oder in die Beſcheinigung einbegriffenen Blechtafeln durch die 
Stempelung kenntlich gemacht werden. 5 

5 Ich erſuche Sie, die Erweiterung der Ausnahme in Ziffer 12 a. a. O. im Amtsblatt 
zu veröffentlichen. 
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Abdrücke dieſes Erlaſſes zur Verteilung an die Gewerbeinſpektionen und Ihren ge- 
werbetechniſchen Rat ſind beigefügt. 


In Vertretung. 
III. 1268. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Waſſerſtaudsvorrichtungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 11. März 1912. 

Auf Ihr Geſuch erwidere ich Ihnen, daß ich Ihren Anträgen nicht zu entſprechen 
vermag. Ihre Probierſpindel mit bohrerartig geſtalteter Verlängerung entſpricht nicht dem 
§ 7 Abſ. 3 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampf⸗ 
keſſeln vom 17. Dezember 1908, wonach durch die Probiervorrichtungen hindurch eine Ver⸗ 
bindung mit dem Keſſel herſtellbar ſein muß. Eine Ausnahme auf Grund des § 20 Abſ. 2 
a. a. O. zu bewilligen, bin ich nicht in der Lage, da ich die vorgeſchlagene Vorrichtung 
einer Durchſtoßbarkeit gegenüber nicht als gleichwertig erachte. Bei letzterer zeigt der aus⸗ 
tretende Dampf oder Waſſer an, daß die offene Verbindung tatſächlich wiederhergeſtellt iſt, 
während dies bei Ihrer Einrichtung nicht der Fall iſt. Zudem iſt letztere unwirkſam, wenn 
einmal der Gußkörper, an dem der Waſſerſtand angebracht wird, durch häufiges Schäumen 
des Waſſers oder magneſiahaltiges Waſſer verſchlammt wird. 


In Vertretung. 
III. 1766. gez. Schreiber. 


An Herrn Ingenieur N. in L. 


3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Innungsausſchuß in Halle a. S. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 11. März 1912 dem 
Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Halle a. S. gemäß § 101 bj. 3 der Ge- 
werbeordnung die Fähigkeit verliehen, unter feinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlich- 
keiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 

IV. 385. 


Betr. Junnuugsausſchuß in Bielefeld. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 13. März d. J. dem 
Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Bielefeld gemäß § 101 Abſ. 3 der Gewerbe⸗ 
ordnung die Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten 
einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 

IV. 1565. 


Betr. Dauer der Lehrzeit. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 14. März 1912. 

Die nach $ 130a der Gewerbeordnung den Handwerkskammern vorbehaltene Regelung 
der Lehrzeit für die einzelnen Gewerbe oder Gewerbezweige muß ſtets einheitlich für den 
ganzen Bezirk der Handelskammer erfolgen. Dabei iſt zwar die Feſtſetzung verſchiedener 
Lehrzeiten innerhalb eines und desſelben Gewerbes nicht ausgeſchloſſen. Für eine ſolche 
Regelung dürfen aber nur allgemeine Geſichtspunkte, wie z. B. die verſchiedene Vorbildung 
gewiſſer Lehrlingstreiſe, maßgebend fein, und fie muß gleichfalls für den ganzen Handwerks— 
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kammerbezirk getroffen werden. Dagegen iſt die Feſtſetzung verſchi 4 : 
einzelne Innungen oder einzelne Orte des i e für 
kaun dem Antrage der Schneider⸗Zwanginnung in N. auf Feſtſetzung einer Ge Hiernach 
Lehrzeit für den Bezirk der Innung nicht entſprochen werden. Im übrigen den 
cout bei, daß dieſer Antrag auch ſachlich nicht gerechtfertigt erſcheint. Was der 
die dafür geltend gemachte Fortbildungsſchulpflicht der Lehrlinge anlangt, ſo verw . 
in dieſer Hinſicht auf den Erlaß vom 24. Juni 1907 (HMBl. ©. 219). ‘ eiſe ich 


IV. 2164. gez. Dr. Sydow. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


A, Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Veſcheinignugen gemäß § 75 des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, d 

ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des 5 
kügsgeſeg g gen Höh geldes, 9 Krankenverſiche⸗ 

1. Brühler Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Solingen, 

2. Meigener Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Meigen, 

3. Bergiſche Kranken- und Sterbe⸗Auflage (E. H.) in Wüſtenhof, 

4. Schlicker Kranken⸗ und Sterbe⸗Auflage (E. H.) in Solingen, 

5. Kranken- und Sterbe-Berein zu Holzhausen U. A. (E. H.), 

6. Unterſtützungskaſſe für Maurer und Zimmerleute Oldesloe's und Umgegend (E. H.) 


Berlin, den 15. März 1912. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 1601 LI. Aug. Dr. Hoffmann. 


p) Reichsverſicherungsordnung. 
IV. Buch (Invaliden- und Hinterbliebenen verſicherung). 


Betr. Krankheitsbeſcheinigungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den b. März 1912, 


Die Reichsverſicherungsordnung ſetzt in sg 1419 und 1438 allgemein die A 
1 Krankheitsbeſcheinigungen voraus. Ich bin daher nicht in der Lage, zu g e 
en als Einzugsſtellen (§ 1447 a. a. O.) in Betracht kommenden Krankenkaſſen 
ne zeiten nach beendigter Krankheit unmittelbar in die Quittungskarten eingetragen 
In Vertretung. 


III. 
1621. gez. Schreiber. 


An den Vorſtand der Ortskrankenkaſſen in N. und NN. 
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c) Schiedsgerichte. 


Überſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
im Kalenderjahre 1911. 


4 Der: 
Zahl der kal Zahl der 
aus dem nicht I dus durch, 
Sit dab neu el ee, uin: er 8 Signe] aus- far. iat 
erledigt | NIE nungs⸗ erle⸗ den zu wär⸗ tigen Er⸗ aut eine 
des Schiedsgerichts ibers gan⸗ fähi⸗ digten erledl-[ gen tigen Be⸗ kennt⸗ enten 
nomme⸗ digten | genden] über⸗ 10 weis⸗ den er⸗ 
nen genen gen aay, Sitzun⸗ N 
| aufs | niffe ledigten 
ſachen] haupt | gen nah⸗ Streits 
Streitſachen 0% men gan 
| 
Königsberg 258 2284 — 2171 321] 18 86 685 — 2045 25 
° E. D. VB. 3 51 — 51 al 6 8 — — 49 17 
Gumbinnen 282 2146 14 2093 321 13 | 118 97 — | 2047 18 
Ulleniteite n . 411 1563 45 1 702 227 11 92 60 — 1614 19 
Dann; ñß OS 204 1981 39 1924 222 10 88 11 1 1878 22 
E CaO Gee oe 7 97 — 96 8 8 6 — 1 92 19 
Marienwerder. é 42 2 798 -- 2790 50 22 [21322 ee 2670 21 
Berlin (Stadtkreis) . . . 859 5285 79 5081 584 9 | 261 — 11 aeıır 19 
2 (Reg.-Be3. Potsdam) 442 5 458 62 6298 540 9 |) ee 
E 1 97 8 90 5 5 5 — | — 80 18 
Frankfurt a. . 880 2 850 183 2889 278 9 106 44 86 | 2 821 27 
Stellen a 418 1886 — 1884 BAB 16 83 9 1 1686 23 
a ep. Se 28 88 — 47 144 28 21 1 41 24 
Ge eh ele 288, 1082 12 1208 146 11 57 12 1 1186 21 
uns 85 803 1 281 56 17 14 ae 264 20 
Poſen to 266 2736 18) 2727) 267 9| 148 83 16 2632 18 
„E. D. V a» re e 4 — — 47 12 
Bromberg 192 1751 15) 1612 816 16 85 45 15 1466 19 
— e 6 60 — 63 3 5 4 = = 62 16 
Breslau. 5 2 on... 532 3 760 18 8818 466 11 162 12 77 3456 24 
= e a aS 2 5 62 1 52 14 21 a = 52 18 
and a = ne 831 2252 18 2458 117 5 110 is = l 
SOppelity u. Sie ou 868 8193 199 8014 818 9 848 252 11 7445 28 
Kattowitz E. D B. 26 91 — 98 244 21 EI — 98 12 
Meiden a © 431 2060 29 2101 86 14 131 71 4 1922 16 
= ED 3 29 — 29 8 9 4 — — 25 7 
Weiss 167 2099 35 2038 193 9 83 34 — 1824 25 
Halle a. S. E. N 13 50 — 55 8 13 3 — — 48 18 
” estes, 861 1403 21, 1479 264 16 75 22 — 1282 20 
Com 2o i nr 216 1085, 21: 981 299 28 zo) || iL iL ul 25 
= Cpl, Sy eS 8 38 — 32 9 22 3 — = 29 11 
Schleswig 487 3 819 25 8 288 493 13 206 108 — | 8018 16 
Altona E. D. B. 8 490 — 57 — — 11 — — 48 5 
r 120 1476 14 1589 48 8 zu 20 29 | 1827 22 
„ G o e 5 39 1 Ae) — . om 2 88 9 
Hildesheim 160 1280 17 1278 145 10 58 22 217] apie 22 
Clausthal N. K. P. 64 407 2 409 60 18 29 25 1 BAB 14 
Qunebiune a 89 1287 8| 1199 69 5 56 27 14 1158 21 
S ewe | 5 42 708 ji 697 52 7 35 19 9 639 20 
Osnabrück ie 50 542 5 558 84 6 22 4 i 891 25 
Aurich 59 433 2 455] onl 7 28 6 399 20 
Mifiſſefk eee 63 1417 7 1407 66 4 46 = |e 1 810 31 
° CD. — 17 — 17 — — 3 — — 15 6 
| 
Erklärung der Abkürzungen in Spalte 1: 
E. D. B. = Eiſenbahndirektionsbezirk. 
N. K. P. = Norddeutfche Knappſchafts-Penſionskaſſe. 
A. K. V. B. = Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum. 
S. K. V. = Saarbrücker Knappſchaftsverein. 
Anmerkung. 


1. Nicht aurechnungsfähige Streitſachen find ſolche, bei deuen ſich erſt nach Eintragen in die 
Prozeßliſte die örtliche oder ſachliche Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts ergibt. 

2. Als erledigt gelten die Streitſachen, in denen ein Urteil ergangen iſt, oder die durch Vergleich, 
durch Anerkenntnis, durch Zurücknahme der Klage oder auf andere Weiſe ihre Erledigung gefunden haben. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsaugelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Berechtigung zum einjährig⸗freiwilligen Dienſt (W. O. § 89 Ziffer 6). 
Berlin, den 15. Januar 1912. 
In Ergänzung unſeres Erlaſſes vom 6. März 1896.) — Nr. 72. 3. 96 A 1 IM 589 — 
beſtimmen wir folgendes: a 
1.8 89, 6 a W. O. findet auch auf Schüler der ſtaatlichen oder ſtaatlich unter⸗ 
ſtützten Baugewerkſchulen und kunſtgewerblichen Unterrichtsanſtalten derart 
Anwendung, daß dieſe jungen Leute, die Erfüllung der ſonſt vorgeſchriebenen 
Bedingungen vorausgeſetzt, von der Erſatzbehörde III. Inſtanz „auf Grund be- 
ſonderer, hervorragender gewerblicher oder kunſtgewerblicher Leiſtungen in der 
Schule“ von dem Nachweiſe der wiſſenſchaftlichen Befähigung für den einjährig⸗ 
freiwilligen Dienſt befreit und zu der erleichterten Prüfung zugelaſſen werden dürfen. 
2. Zur Begutachtung der nach § 89, 6 a und d W. O. in Betracht kommenden Ar⸗ 
beiten ſind vorzugsweiſe die Regierungs- und Gewerbe⸗Schulräte, gegebenenfalls 
auch das Landesgewerbeamt in Berlin in Anſpruch zu nehmen. 
Der Kriegsminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
gez. Wandel. gez. v. Kitzing. 
429/11. 11. A. 1 K. M. — V. 14/12. 2076/10 M. d. J. 


An die Königlich Preußiſchen Erſatzbehörden III. Inſtanz. 
*) MBL f. d. i. V. S. 53. 


— — 


Betr. Berechtigung zum einjährig⸗reiwilligen Dienſt (W. O. § 89 Ziffer 6). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Sein W 115 
9, den 28. Februar : 


Abdruck laſſe ich Ihnen mit dem Erjuchen zugehen, die vorſtehenden Beſtimmungen Lore, 
in geeigneter Weiſe bekannt zu machen. Sie wollen auch dafür Sorge tragen, daß die 
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Schüler der Fortbildungs- und Fachſchulen auf fie und auf die Vorſchrift des § 89, 6 W. O. 
ausdrücklich hingewieſen werden. a 

Soweit Ihnen ein Regierungs- und Gewerbeſchulrat zugeteilt ijt, erſuche ich Sie, ihm von 
der Ziffer 2 des Erlaſſes des Herrn Kriegsminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 
15. Januar d. J. — K. M. 429/11 11. A1, M. d. J. V 14/12. 2076/10 — Kenntnis zu geben. 

In der Anlage iſt ferner eine Statiſtik über die Ergebniſſe der auf Grund des 
§ 89,6 W. O. abgehaltenen erleichterten Prüfungen für den einjährig⸗freiwilligen Dienſt 
für die Jahre 1890/95 und 1900/4 beigefügt. Ich überlaſſe es Ihnen, die Statiſtik 
geeignetenfalls auch von dort aus zu verbreiten. 

Im Auftrage. 

IV. 852. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Anlage. 
im I. Erleichterte Prüfung. 
In den Kalenderjahren 1890-1895 und 1900 —1904 wurden zur erleichterten 
Prüfung für den einjährig-freiwilligen Dienſt zugelaſſen: 
— Preußiſcher Kontingentsbezirk — 
Junge Leute, welche ſich ausgezeichnet haben | kunſtver⸗ mecha⸗ 


ib e ſtändige niſche Zu Kunſt⸗ 


Br x in einem | 1 Suche Arbeiter, ange Summe 
em 1 Zweige Gemein- welche in der Art | Mitglieder (Spalten 1 
15 der N (Spalten ihrer Tätigkeit Hevvore| landes- gis 19) 
jahre ll Kunſt tommens bt ragendes geleiſtet herrlicher 
ſchaft den ns hoger Bühnen 


Zahl % Bast % Zahl % Zahl % | Babl % Bahl 9 Baht % Bal % 
Pe ete Re n 


} | 
1890-1895 | 16 2,0 245 82,07 25 3,7 286 37,1 293 88,25 174 22, % 11 1,4 764 100,00 
62,7% 
190019044 4 0,40 266 26,0 73 7,38 848 34,6 352 35,8 289 29, 5 0,51] 989 100,00 
65,20% 


II. Ergebnis der Prüfung. 
a) Nach dem Ausfall der Prüfung in den Elementarkenntniſſen wurde der 
Berechtigungsſchein erteilt: 
18901895 13 1,0 159 20,8% 22 2,8 194 25,5 200 80,1 115 15,0] 8 ls 547 71% 
46,1% 
256 25,68] 261 26,29 214 21,4] 5 0,571] 786 74,49 
* 48,8400 = 


b) Nach dem Ausfall der Prüfung in den Elementarkeuntniſſen wurde der 
Berechtigungsſchein verſagt: 
1890-1895 | 3 0, 86 Alm] 8 0,0 92 12, 68 825 59 7mj 8 0% 217 28,0 


19001904] 3 0,0 196 19,82 57 5, 


1900190 1 0,10) 70 7,08) 16 1, 87 8,6% 9 9m 15 Il. 258 | 26,88 
| 16,70% 


| | 
| 


isi 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten. 
Berlin, den 1. März 1912. 
Unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 31. Mai 1910 (HMBL. S. 333, ZentrBl. f. 
d. geſ. UnterrVerw. S. 590) beſtimmen wir, daß an den Seminaren und Kurſen zur Aus⸗ 
bildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten in der techniſchen Aufnahmeprüfung 
folgende Anforderungen geſtellt werden: 
1. Hand- und Maſchinennähen (3 Stunden), Nähen zugeſchnittner einfacher 
Bekleidungsſtücke; ae e 
2. Stricken, Häkeln und Sticken (3 Stunden), Stricken der gebräuchlichſten 
Maſchenarten, Häkeln gegebener Muſter, Sticken von Buchſtaben und Languetten; 
3. Zeichnen (2 Stunden), Zeichnen lebender Pflanzen und körperlicher Gegenſtände, 
Farbtreffübungen nach Stoffen. 
Die Prüfung gilt als nicht beſtanden, wenn die Leiſtungen in einem der drei Prüfungs- 
fächer nicht genügen. t 1 
= Das gabnigliche Provinzialſchulkollegium wolle hiernach die ihm unterſtehenden An⸗ 
ſtalten zur Ausbildung von Handarbeitslehrerinnen mit Anweiſung zu verſehen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Minifter der geiſtlichen und Unterrichts- 
Angelegenheiten. 
Im Auftrage. 
von Bremen. 


Im Auftrage. 
Dr. Neuhaus. 


M. f. H. u. G. IV. 1670. — M. d. g. ufiw. A. U. III A. 8098 U II X. 


An die Königlichen Provinzialſchulkollegien und zur gleichmäßigen Beachtung an die Königlichen 
: eee Herren Megienmgapvafioenten und den Herrn Polizeipräſtdenten hier. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Ausbildungskurſus für Fortbildungsſchullehrer. 


Die Nerſuchsanſtalt für Getreideverarbeitung in Berlin beabſichtigt in der Zeit 
vom 24. Juni bis 13. Juli d. J. einen Fachkurſus für Fortbildungsſchullehrer an Bäcker⸗ 
fachkaſſen abzuhalten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Befprehung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
i Ausgaben oder — amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Populäres Waſſerrecht von Dr. jur. Leo Voſſen. Beuel a. Rh. 1912. Verlag von 
Fritz Weckmann. 


n 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


